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Durch Bescheid vom 6„ April 1961 gewährte die Beklagte

'der Klägerin (geboren am 12° September 1899) vom 10
Oktober 1959 an Rente wegen Berufsunfühigkeit, vom 10

Januar 1961 an wegen ßrwerbsunfä;higkeit° Die Rente

wurde nach Art° 2 $ 42 Abs° 1 des Angestelltenvereiehe—

rungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) in Verbindung mit

dem Fremdrenten— undAuslandsrcntengesetz vom 7° August

1955 (FredeG) berechnet und nach Art„ 2 9 30 ff AnVNG
umgestellt° Bei der Berechnung wurden ent3preehend der

Verordnung (VO) vom 220 Januar 1940 Über die Einführung

der Reichsversieherung in der bisherigen Freien Stadt

Df‘”“f (BGBl„ I 260) 68 zur D
_

er Angestelltenvcr—

sicherung (AV) entrichtete Beiträge der Klasse D
(in der Zeit zwischen Februar 1934 bis Dezember 1939)

und 4 Beiträge der D‘ er_Klasse B (Januar und
Februar 1940) als zur deutschen AV entriehtete Beiträge

der gleichen Beitragsklassen berücksichtigt, die Rente

wurde auf zunächst 154,20 DM, ab 1° Januar 1960 auf

162,60 DM‚ ab 10 Januar 1961 auf 170,70 DM festgestellt°

Mit der Klage wandte sich die Klägerin gegen die Berech—

nung nach dem Fremd■G, da sie immer nur deutsche Staat°—

angehörige gewesen sei und nur in Deutschland und

D ' gearbeitet habe; hilfsweise machte sie geltend,

die Beklagte habe jedenfalls das mit Wirkung vom 1„

Januar 1959 in Kraft getretene Fremdrentengesetz (BBG)

vom 25„ Februar 1960 anwenden müssen° Die Beklagte be—

rechnete darauf mit Bescheid vom 130 September 1961 die

Rente neu nach dem BBG; sie hob den Bescheid vom

6„ April 1961 auf und stellte die Rente ab 1° Oktober
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1959 mit 203,10 DM, ab 10 Januar 1961 mit 214,10 DM

fest; für die Zeit von Februar 1954 bis Februar 1940

stufte sie die Klägerin in die Leistungsgruppe 3 der An—

lage 1 B zu @ 22 FRG ein und berücksichtigte demgemäß

nach Anlage 10 für 56 Monate (in der Zeit zwischen Februar

1934 und Dezember 1938) die Beitragsklasse C und für

weitere 14 Monate bis Februar 1940 die Beitragsklasse D°

Die Klägerin machte daraufhin geltend, nach 9 19 der VO

vom 22° Januar 1940 seien mit Wirkung vom 10 Januar 1940

an die vorher in D entrichteten Beiträge den Bei—

trägen des Altreichs mit dem gleichen Buchstabenaufdruck

gleichgestellt werden, diese Gleichstellung werde von der

Aufhebung der VO vom 22° Januar 1940 mit Wirkung vom 1°

Januar 1959 an (vgl° Art° 7 5 3 des Fremdrenten— und Aus—
landsrenten—Neuregelungsgesetzes —

FANG—) nicht berührt;

falls die Vorschriften der VO vom 220 Januar 1940 nicht

mehr anzuwenden seien, müsse die Klägerin als freibe—

ruflich tätige Krankenschwester und Gymnastiklehrerin
jedenfalls entsprechend der nachgewiesenen Beitrags—

leistung in die Leistungsgruppe 2 eingestuft werden°

Sie beantragte, die Beklagte zu verurteilen, ihr in Ab—

änderung des Bescheides vom 15„ September 1961 anstelle

der nach dem FANG vom 1° Februar 1954 bis zum 290 Februar

1940 angerechneten Beiträge die Beiträge der aufgedruckten

Beitragsklassen, hilfsweise Beiträge der Leistungsgruppe 2,

anzurechnen° Das Sozialgericht (SG) Lübeck verurteilte die

Beklagte am 20„ Juni 1962 nach dem in erster Linie gestellten

Antrag° Die Berufung der Beklagten wies das Schleswig—

Holstcinische Landessozialgericht (LSG) zurück "mit der

Maßgabe, daß unter Abänderung des angefochtenen Urteils

die Klage abgewiesen wird, soweit für die Zeit ab 1° Januar

1939 die Berücksichtigung der Beitragsklasse D begehrt
wird" (Urteil vom 160 mai 1963)° Es führte aus; Das SG
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_ 4 _

habe der Klägerin für die Zeit ab Januar 1939 zuge—
spr0chen9 was die Klägerin — in ihrem Hilfsantrag —
begehrt und die Beklagte ihr durch den Bescheid vom
13„ September 1961, der allein noch Gegenstand des

Verfahrens gewesen sei, bereits gewährt habe; inso—

weit habe für die Klägerin ein Hechtsschutzbedürinis

nicht mehr bestanden und ihre Klage deshalb abgewiesen

werden müssen° i“iir die Zeit von Februar 1954 bis

Dezember 1938 sei das Urteil des SG zwar nicht in der

Begründung7 wohl aber im Ergebnis richtige Zwar habe

die Klägerin nach 55 1 Abs„ 2 Nr° 1, 3 Fremd■G einen
Leistungsanspruch nach diesem Gesetz gehabt; die VO

vom 22° Januar 1940 sei erst mit Wirkung ab 10 Januar

1959 aufgehoben worden„ Nach 9 15 BBG seien jedoch

in Versicherungsfallen, in denen das neue Recht anzu—

wenden sei9 die an den Versieheru gsträger der freien

Stadt D ' entriehteten Beiträge nicht mehr — wie

nach altem Recht — als an einen deutschen Verqiehe—

rungeträger entrichteie Beiträge anzusehen, sondern

nach Fremdrentenrecht (@ 20 ff ?RG) zu beurteilen;

die VO vom 22° Januar 1940 sei für diese Versiche—

rungsfälle nicht mehr anzuwenden„ Die Beklagte habe

aber übersehen, daß die Klägerin während der Beitrag"—

zeiten 1954 bis 1938 freiberuflich tätig gewesen sei

jund freiwillige Beiträge oder Beiträge als pilieht—

'versieherte Selbständige entrichtet habe und daß die—

se Zeiten nicht nach 5 22 rec, sondern nach @ 23 pae

zu bewerten seien, also ”unter Berücksichtigung der

Beitragsleistung"°

Die Beitragsklassen und die Beiträge seien in den

Jahren 1934 bis 1938 in der Freien Stadt D\„ in

etwa den Beitragsklassen und Beiträgen nach den

reichsgesetzlichen Vo'schriften angeglichen gewesen;

die Klägerin habe Beiträge der Klasse D entrichtet;
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eine weibliche Angestellte, die in D ', Beiträge der

Klasse D entrichtet hatte, sei jedoch in Leistungsgruppe 2

einzuordnen, die allein für diese Jahre die Berücksichti—

gung der Beitragsklasse D vorschreibe; mangels sonstiger

Vergleichsmaßstäbe komme jedenfalls bei Versicherten,

die Beitragszeiten berücksichtigt haben wollten,

eine niedrigere Beitragsklasse als die, für die sie Bei—

träge entrichtet hatten, nicht in Betracht° Das LSG ließ
i die Revision zu° Das Urteil wurde der Beklagten am 28„

Juni 1965 zugestellt°

Am 23, Juli 1963 legte die Beklagte Revision ein, sie

beantragte,

das angefochtene Urteil und das Urteil des

SG Lübeck vom 20° Juni 1962 aufzuheben und

die Klage abzuweisen°

Am 2, August 1963 begründete sie die Revision:

Das LSG habe die "D “' "er Beitragszeiten" der Klägerin

zu Recht als fremde Beitragszeiten nach den 55 15, 17 Abs„ 1
FRG berücksichtigt; es habe die Klägerin aber zu Unrecht

in die Lcistungsgruppe 2 der Anlage 1 B zu 5 22 FRG einge—

stuft, richtig sei die Leistungsgruppe 3, bei pflicht—
versicherten Selbständigen und bei Versicherten, für die

freiwillige Beiträge entrichtet sind, sei nach @ 23 FRG

zunächst unter Zugrundelegung der nach @ 22 FRG maßgeben—

den Tüigkeitsmerkmale anhand der Leistungsgruppendefinition

die Leistungsgruppe zu ermitteln und sodann zusätzlich noch

die Höhe der Beitragsleistung zu berücksichtigen, falls die

Beitragsleistung im Einzelfall höher oder niedriger sei als

die Beitragsleistung vergleichbarer Versicherter im "Her—

kunftsland" in abhängiger Beschäftigung, sei sodann die

Einstufung unter Umständen abweichend von der ihrer Tätig—
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entsprechenden Leistuhgsgruppe (höher oder niedriger) vorzu—
nehmen° Die Tätigkeit der Klägerin als selbständige Gymnastik—

lehrerin entspreche der Leistungsgruppe 3; vergleichbare weib—

liche Versicherte, die den Leistungsgruppen 3 oder sogar nur

4 zuzurechnen seien, hätten meistens — wie die Beklagte anhand

von Beispielen darlegte — nicht niedrigere, sondern höhere

Beiträge zur Danziger AV geleistet als die Klägerin; die Rich—

tigkeit der Einstufung in die Leistungsgruppe 3 ergebe sich

auch aus einem Vergleich des für die Klasséneinteilung in

Danzig und im Reichsgebiet maßgebenden Arbeitsentgelts; in

Danzig habe die Klasse D einen Arbeitsvcrdienst von monat—

lich 150,— — 200,— Gulden (im Mittelwert von 175 Gulden

122,50 Rh) umfaßt; bei Einstufung in die Leistungsgruppe

H
\N

ergebe sich nach der Anlage 10 zu © 22 FRG für die Jahre

1924 bis 1938 eine Zuordnung zu Klasse C der AV, die ein Ent—

gelt von 100 — 200,— RM (im hittelwert von 150,— RM) erfaßt

habe; dieses Einkommen sei höher als das Einkommen, daß die

Klägerin — nach der Beitragsleistung geschlossen — tatsäch—

lich erzielt habe, '

Die Klägerin beantragb,

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

Sie berief sich auf die Gründe des angefochtenen Urteils

und führte noch aus, das Bundessozialgericht (BSG) habe in

dem Urteil vom 5° März 1965, SozR Nr, 8 zu @ 1250 Reichs—

versicherungsordnung (RVG), nicht geprüft, ob durch das

FANG der Klägerin' icht zu Unrecht die Mitgliedschaft, die

sie durch die Übernahme ihres alten
‚

Versicherung“—

trägers durch die Reichsversieherungsanstalt für Angestellte
(RfA), später durch die Bundesversichérungsanstalt für Ange—

stellte (Bfß, bis zum 310 Dezember 1958 gehabt habe, und

damit ein "eigentumsgleiches Recht“ entzogen werden sei,

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne

mündliche Verhandlung einverstanden,
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II

Die Revision der Beklagten ist zulässig (@@162 Abs° 1
Nr° 1, 164 Sozialgerichtsgesctz — SGG„); sie ist auch
begründet°

Gegenstand des Revisionsverfahrens ist nur noch die

Frage, ob die"D. er Beitragszeiten" der Klägerin

zwischen Februar 1954und Dezember1938 in demBescheid
der Beklagten vom 130 September 1961 den gesetzlichen
Vorschriften entsprechend berücksichtigt worden sind„

Über den Bescheid vom 60 April 1961, den die Klägerin mit
der Klage angefochten und den die Beklagte während des

Verfahrens des SG durch den Bescheid vom 130 September

1901 ersetzt hat, hat das LSG nicht entschieden; es

hat ferner die Klage abgewiesen, soweit die Beklagte

bereits in dem Bescheid vom 13° september 1961 die Bei—

tragszoiten ab 10 Januar 1959 nach der Beitragsklasse D be—

rückühti■t hat; die Klägerin hat gegen das Urteil des
LSG keine revisi0n eingelegt° Die Beklagte hat zwar mit

der Revision in vollem Umfang die Aufhebung des Urteils

des LSG und Klagabweisung begehrt; sie ist aber insoweit,

als das LSG die Klage bereits abgewiesen hat, nicht be—
schwert°

Die Klägerin hält, wie sich aus ihrem Vorbringen vom
2° April 1965 ergibt, die Revision der Beklagten schon

deshalb nicht für begründet, weil das LSG ihr mit dem

angefochtenen Urteil jedenfalls keine höhere Rente zuge—
sprochen ha!

3— als die Rente7 die sie zu beanspruchen

' habe, wenn das LSG die Dr er Beitragszeiten'(1934
—

1938) als Beitragszeiten bei einem deutschen Versiche—

rungstfüger angesehen hätte, wie es dies nach Meinung
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der Klägerin hätte tun müssen° Insoweit ist aber die

Rechtsauffassung des LSG, die auch dem Bescheid der

Beklagten vom 130 September 1961 zugrundeliegt, nicht

zu beanstanden° Der erkennende Senat häbereits in den

Urteilen vom 5° März 196580zia1recht Nro 8 zu 5 1250

EVO und vom 13° August 1965 - 11 RA 340/63 — darge—
legt, daß die Beiträge, die für Zeiten von 1925 bis

1939 zur D er Rentenversichcrung entrichtet sind,

keine ”nach früheren Vorschriften der reichsgesetz—

lichen Rentenversichefung" geleisteten Beiträge im

Sinne des @ 27 Abs° 1 Buchst° a AVG, sondern ”fremde

Beitragszeiten" im Sinne der @@3, 15, 17 BBG sind und

daß diese Zeiten deshalb gemäß % 22 BBG nach den in

den Anlagen zu dieser Vorschrift enthaltenen Leistungs—

gruppen und Tabellenwerten zu berücksichtigen sind„ Dies

gilt auch hier„ Der Versicherungsfall der Berufsuniähig—

keit ist bei der Klägerin im Herbst 1959 eingetreten,

in diesem Zeitpunkt hat das EEG, das am 25° Februar

1960 verkündet und (vgl° Art„ 7 @ 3 FAUG) am 1„ Januar
1959 in Kraft getreten ist, bereits gegolten, die Be—

‚klagte hat deshalb in dem angefochtenen Bescheid vom

13° September 1961 dieses Recht anwenden müsscno Da

es sich um einen Versicherungsfall handelt, der

zwischen dem Inkrafttreten und der Verkündung des FRG

eingetreten ist, hat die Beklagte dabei nur„ beachten

müssen, daß die Rente der Klägerin nicht niedriger

sein darf, als die Leistung, die sich (nach Anwendung
der Kürzungs— und Ruhensvorschriften) aufgrund des

Art° 1 @42 Abs° 1 AnVNGergibt (vgi; die Übergangs—
vorschriit Art° 6 5 7 S° 2 FANG); die Beklagte hat

dies auch beachtet; die Rente, die sie in dem Bescheid

vom 130 September 1961 (nach neuem Fremdrcntenrccht)

festgestellt hat, ist höher als die Rente, die in dem
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Bescheid vom 6° April 1961 (nach altem Fremdrentenrecht)

festgestellt gewesen ist° Dadurch, daß die D' “er Bei—

tragszeiten nach den 95 15, 17 Abs° 1 Buchst° b, 22 FRG

nach TabellenWerten und nicht mehr nach den Beitrags—

klassen berücksichtigt werden, in denen die Klägerin 1934

bis 1938 entsprechend ihrem Arbeitsverdienst tatsächlich

Beiträge geleitet hat, ist auch nicht, wie die Klägerin

meint, ein "eigentumsgleiches Recht", das die Klägerin in

ihrer ”Mitgliedschaft" bei der früheren RfA erblickt, ver—
letzt worden° Zwar ist mit Wirkung vom 1° Januar 1940 an für

das Gebiet der ehemaligen Freien Stadt D‘ das deutsche

Sozialversicherungsrecht ebenso wie das übrige Reichsrecht

(vgl° @ 4 Abs° 1 des Gesetzes über die Wiedervereinigung

der Freier tadt D mit dem Deutschen Reich vom 10

September 1939, BGBl° I 1547)‚in Kraft getreten; nach @ 1
der VO vom 220 Januar—1940 über die Einführung der Reichs—
versicherung die zur J"urchi‘ührung dieses Gesetzes ergangcn
ist, hat in der bisherigen Freien Stadt D, ab 1, Januar

1940 auch das AVG gegolten, nach den @@17, 18 der VO sind

in dem dort bezeichneten Umfang reichsgesetzliche Vor—
schriften anzuwenden gewesen, Df er Beitragszeiten haben

hinsichtlich der ■artezeit und der Anwartschaft als deutsche

Beitragszeiten gegoltsn, Lohn— und Gehaltsklassen der

D‘ er Versicherten sind den entsprechenden Lohn— und
Gehaltsklassen der AV gleichgestellt werden; nach @ 3 Abs° 1

FredeG (vo 7° August 1953) haben die Vorschriften über die

Einführung des deutschen Sozialversicherungsrechts in Ge—_

bieten, die nach dem 310 Dezember 1937 vorübergehend, nam—'

lich bis zum Zusammenbruch im Jahre 1945, dem Deutschen deich
eingegliedert gewesen sind

_
damit auch die VO vom 22„ Januar_

1940 für das Gebiet der am 1° September 1939 eingegliederten
Freien Stadt D — noch insoweit gegolten, als in ihnen

Voraussetzungen und Ausmaß von Leistungsansprüchen geregelt

gewesen sind° Bei den Leistungen, die nach 5 1 FredeG
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_10_

(v0 70 August 1955) unter Berücksichtigung solcher
Zeiten von deutschen Versicherungsträgern (aber als
Fremdrente■ zu erbringen gewesen sind, sind deshalb

D; er Beitragszeiten jedenfalls für die Jahre 1925
bis 1939 wie reichsgesetzlicho Beitragszeitén, also

entsgrechend dem beitragsbelegten wirklichen Arbeits—

verdienst festzustellen gewe‘sen° Das FredeG hat aber

von vornherein nur Ubis zu einer anderen gesetzlichen

Regelung" gegolten (vgl° @ 1 Abs° 1 FredeG)° diese

andere gesetzliche Regelung hat das FANG vom 250

Februar 1960 getroffen, es hat durch Art° 7 5 3 Abs° 1

mit Wirkung vom 1° Januar 1959 an mit allen anderen

"Einführungsverordnungen" auch die VO vom 22° Januar

1940 außer Kraft gesetzt„ Auch die Det er Beiträge
sind an einen nichtdeutschen Träger der gesetzlichen

Rentenversicherung entrichtete Beiträge, die "ein

deutscher Träger der Rentenversicherung bei Eintritt

—des Versicherungsfalles wie nach den Vorschriften der

Reichsversicherungsgesetze entrichtete Beiträge zu be—

handeln hatte" (5 17 Abs° 1 Buchst„ b FRG), nach dem
'FRG aber nun nicht mehr so zu behandeln hgt„ Ein

"eigentum3ähnliches Mitgliedscheftsrecht" bei der

früheren RfA ist der Klügerin durch diese Regelung

schon deshalb nicht entzogen werden, weil die frühere

RfA unmittelbar nach dem Zusammenbruch des Deutschen

Reichs stillgelegt und mit Wirkung vom 10 August 1953

an, aufgelöst worden ist (vgl„ % 19 des Gesetzes über

die Errichtung der BfA vom 7° August 1953, BGBlO I

857); die BfA ist nicht mit der BfA identisch und
auch nicht Rechtsnachfolgerin der BfA (vgl° Urteil

des BSGvom29° Oktober 1956, BSG4, 91 ff)° Schutz
gegen eine Verschlechterung ihrer Rechtsposition ist

den Versicherten, deren Ansprüche bis 31° Dezember

1958 nach dem FredeG (vom 70 August 1955) und damit
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unter Berücksichtigung der "Einführungsverordnungen" festzu—

stellen gewesen sind, durch die "Besitzetanäklausel" in Art,

_6 © 5 ff FANGgewährt werden, diese Besitzstandsklaueel ist
in dem Bescheid vom 13° deptember 1961 beachtet, wenn

die Rente der Klägerin darh1höher als nach altem Recht fest—

gestellt worden ist° Eine weitergehende "eigentumsähnliche

Rechtposition" haben diese Versicherten nicht erworben;
das Bundesverfassungsgerieht (BVerfG) hat in dem Beschluß

vom 210 Juni 1960 (BVerfG 11, 221 : SozR Nr, 7 zu Art° 14
Grundgesetz — GG —) zutreffend dargelegt, daß in der als

"Anwartschaft" bezeichneten Position bis zum iintritt des

Versicherungsfalles kein des "Eigentumsschutzes" teilhaftiger

nnspruch auf unveränderten Fortbestand der früher gesetz—

lich anderweitig geregelten Leistung liege, weil die Mög—

lichkeit von änderungen in gewissen Grenzen von vornherein
im „esen einer solchen Anuartschait enthalten sei (vgl,

hierzu auch das Urteil des denats vom 4° mai 1965, SozR

Nr() 4 zu @ 1255 RVO mit weiteren Hinweiseno‘ '

Das LSG hat sonaeh zu Recht den Anspruch der Klägerin nach

den @@159 17 Abso 1 Buchst, b FRGbeurteilt, Die Revision
der Beklagten ist aber begründet, weil das LSG bei Anwena

dung der 55 22, 25 BBG das Gesetz verletzt hat; es hat zu
Unrecht die TabellenWerte, die zur Ermittlunn der persön—

lichen Bemessungsgrundlage für die hier streitige Zeit

(1934 — 1938) maßgebend sind, nach der Leistungsgruppe 2
(Anlagen 1, 10 zu € 22 FRG) bestimmt, Nach % 23 Abs° 1
FRG ist bei pflichtversieherten Selbständigen und bei Ver—

‘sicherten‚für die freiwillige Beiträge zu entrichten sind —

zu diesem Personenkreis gehört die Klägerin — “bei der Zu—
ordnung der Tabellénwerte @ 22 unter Berücksichtigung der

Beitragsleistung entSpreehend anzuwenden", Das bedeutet,

daß äBPÄEEEÄ nach den in Anlage 1 für Angestellte
um—
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schriebenen Tätigkeitsmerkmalen die Leistungsgruppe

eines vergleichbaren A gestellten zu ermitteln und
sodann — ergänzend, neben den Tätigkeitsuerkmalen —
die Beitragsleistung zu berücksichtigen und die

Leistungsgruppe gegebenenfalls zu "berichtigen" ist,

Das LSu hat im vorliegenden Fall zu Unrecht die

Tätigkeitsmerkmale unberücksichti t gelassen und die

Leistungsgruppe allein nach einem Vergleich der Bei—

tragsklasse (D), in der die Klägerin in D „. Bei—
träge entrichtet hat, mit der entsprechenden Beitrags—
klasggyAnlage

10 zu 5 22 FRG bestimmt, Dies Wider— '

spricht dem Grundgedanken des © 23 FRG; diese Vor—

)sehrift will das Problem der Eingliederung der pflicht—
versicherten delbständigen und der freiwillig Ver—
sicherten in erster Linie, wenn auch nicht allein, auf

.
dem „eg der Gleichstellung der Vertriebenen unterein—

ander, d,h° der Gleichstellung dieser Versicherten mit

den Arbeitern und Angestellten_lösen, sie läßt daher .

grundsätzlich für sämtliche Berechtigten die Tabellen

der Anlagen zu 5 22 maßgebend sein; zunächst muß des—

halb ein vergleichbarer Arbeiter oder Angestellter er—
' mittelt werden, sodann ist zu prüfen, ob auch die Bei—

tregsleistung des pflichtversicherten Selbständigen

oder freiwillig Versicherten51ch im Rahmen der für

die "vergleichbaren fersonen" maßgebenden Leistung“—

gruppe hält oder einer "Korrektur“ nach oben oder

nach unten bedarf (vglo RVO Gesamtkommo‚ ECO II,Fremd■G,

Anmo 4, 5 zu Art° 1 5 23 FANG; Jantz — Zweng—Eicher,

Das neue Fremdrenten— undAuslandsrentenracht, 20 Auflo,

Anm° 2, 5, 6 zu 5 23 FRG „ Im vorliegenden Fall ist

die Klägerin, die nach ihren Angaben in den v0m LSG

herangezogenen Akten der Beklagten als Krankenschwes—

ter und Hebamme ausgebildet und beschäftigt gewesen

ist und sich später noch zur Gymnastiklehrerin ausge—

bildet hat, in den Jahren 1934 bis 1938 als selbstän—

_ 13 _
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dige Gymnastiklehrerin tätig
gewesen, sie war in dieser

Zeit 35 bis 39 Jahre alt, Der Leistungsgruppe 3 sind
"Angestellte mit mehrjähriger Berufserfahrung oder be—

sonderen Fachkenntnissen und Fähigkeiten oder mit Spezial—

tätigkeiten, die nach allgemeiner Anweisung selbständig

arbeiten, jedoch keine Verantwortung für die Tätigkeit

anderer tragen",zuzuordnen; als Angehörige dieser Gruppe

sindu„a° Hebammen, Heilgymnastinnen, Oberschwestern,

Operationsschwestern, Stationsschwcstern, Direktricen,

Duchhalterinnen von 30 bis 45 Jahren, Bilanzbuchhalterinnen

und Verkäuferinnen bis 45 Jahren aufgeführt; der Leistungs—

gnppe 2 — "Angestellte mit besonderen Erfahrungen und selb—

ständigen Leistungen mit eingeschränkter Dispositionsbefug—

nis, die Angestellte anderer Tätigkeitsgruppen einzusetzen

und verantwortlich zu unterweisen haben" — sind ZGB, Bilanz—

buchhalterinnen, Buchhalterinnen, Korrespondentinnen, dann

zuzuordnen, wenn sie über 45 Jahre alt sind, Die Merkmale

der Tätigkeit der Klägerin führen unter Berücksichtigung

ihres damaligen Alters eindeutig zu einer Zuordnung in die

Leistungsgruppe 5° Die Beitragsleistung der Klägerin in der
Beitragsklasse D der D‘ er AV liegt jedenfalls nicht über

den Beiträgen, die vergleichbare weibliche Angestellte in

den fraglichen Jahren zur D ‚er AV entrichtet haben, Die

Klasse D der D: er AV hat in den Jahren 1928 bis 1940

einen Arbeitsverdienst von monatlich 150 — 200 Gulden, nach

dem amtlich festgelegten damaligen Umrechnungskurs (1 Gulden

= 0,70 RM) sonaeh 105 — 140 RM umfaßt (vgl° VO zur Ausführung

destAVG und des.EinführungSg'setzeszum AVG vom 90 November

1923, Gesetzbl° für die Freie Stadt D- 1923, 1253 „f,

é 26; VO über die Änderung, die neue Fassung und die Durch—
führung der RVO und des AVG vom 120 Februar 1936, Gesetzblo

für die Freie Stadt D 1936, 73 ff, 55 151, 163 AVG)° Bei

Einstufung der Klägerin in die Leistungsgruppe 3 ergibt sich

nach der Anlage 10 zu © 22 ERG im Zeitraum 1924 — 1938 eine
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Zuordnung zur Klasse C des AVG, die Geh■tsklasse C

hat damals (vgl° Gesetz über den Ausbau der AV und der

IV vom 280 Juli 1925, RGB1° 157 ff, @@171 Abs° 1,
172 Abs° 1 AVG; VO über die1hderung‚ die neue Fassung

und die Durchführung von Vorschriften der RVO9 des

AVG und des RKGvom 170 Mai 1954, RGBi° 419 ff, @@1699
171 AVG) ein Einkommen von mehr als 100 — 200„— RM

’ erfaßt, während dieGehaltsklasse D für ein Einkommen

von mehr als 200 — 300,— RM vorgesehen gewesen isto

Die Klägerin hat nicht geltend gemacht, sie habe sich
höher versichert, als ihrem Einkommen entsprochen

habe° Der Monatsbeitrag in der D der Beitragsklasse

D hat bis 1936 14 Gulden (: 9,80 BH), sodann 10 Gulden

(= 7 RM) betragen in der Gehaltsklasse C der deutschen
AV 8 RM, in der Gehaltsklasse D der deutschen AV dagegen

12 RMO Der Monatsbeitrag, der von der Klägerin in der

D. er Beitragsklasse D entrichtet werden ist, ist

also in der fraglichen Zeit im Durehschnitt jedenfalls
nicht höher, als der Monatsbeitrag der Klasse C der

deutschen AV gewesen° Das LSG hat aus der Bezeichnung

der Beitragsklasse "D" in der D er AV unriehtige

Sehlußfolgerungen auf dielbhe der Beitragsleistung

der Klägerin gezogen; auch die Berücksichtigung dieser

Beitragsleistung nach @ 23 DRG hat zu einer Zuordnung

der
Klägerin/die Leistung3gruppe 2 nicht führen«könneno

Die Beklagte hat daher zu Recht in dem Bescheid vom
13° September 1961 die Klägerin für die noch streitige

Zeit von Februar 1934 bis Dezember 1938 in die Lei—

stungsgruppe 3 eingeduft und für diese Zeit die Tabellen—

werte der Beitragsklasse C für die persönliche Be— '

nassungsgrundlage der Klägerin berücksichtigt° Das LSG

hat zu Unrecht die Berufung der Beklagten gegen das

f 15 “‘
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Urteil des SG zurückgewiesen„ Auf die Revision der

Beklagtensind die Urteile des SG und des LSG aufzu—

heben„ Die Klage ist in vollem Umfang abzuweisen

(@ 170 Abs„ 2 Satz 1 SGG)„ .

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 193 AGG°
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